Geſetz-Sammlung 
5 für die : 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 15. —— 


(Nr. 7618.) Geſetz, betreffend die Rheinſchiffahrtsgerichte. Vom 9. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. | 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, zur 

Ausführung der revidirten heinſchiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868. (Geſetz⸗ 

Samml. für 1869. Nr. 46. S. 798. ff.) in Betreff des gerichtlichen Verfahrens 
in Rheinſchiffahrtsſachen, was folgt: f 


Sk 
Zu Rheinſchiffahrtsgerichten werden beſtellt: 
I. im Regierungsbezirk Wiesbaden: ö 
die Amtsgerichte zu Wiesbaden, Eltville, Rüdesheim, St. Goars⸗ 
hauſen und Oberlahnſtein; : 


II. im Regierungsbezirk Coblenz: 
für die linke Rheinſeite die Friedensgerichte Bacharach, St. Goar, 
Boppard, Metternich (welches ſeinen Sitz in Coblenz hat), 
Andernach und Sinzig; 
für die rechte Rheinſeite Gerichtskommiſſionen zu Ehrenbreitſtein, 


r 


Neuwied und Linz 
III. im Regierungsbezirk Cöln: 
für die linke Rheinſeite das Friedensgericht der Stadt Bonn Nr. I. 
und das Friedensgericht der Stadt Cöln Nr. L; 
für die rechte Rheinſeite die Friedensgerichte Königswinter und 
Mühlheim, a 
IV. im Regierungsbezirk Düſſeldorf: 
für die linke Rheinſeite die Friedensgerichte Dormagen, Neuß, 
Uerdingen, Rheinberg und Kanten; 
für die rechte Rheinſeite das Friedensgericht Düſſeldorf und Ge⸗ 
richtskommiſſionen zu Duisburg, Weſel und Emmerich. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22, März 1870. 


nn en ; 
Der ordentliche Bezirk der zu Rheinſchiffahrtsgerichten beftellten Gerichte 
bildet zugleich ihren Bezirk als Rheinſchiffahrtsgerichte. l 
Es umfaßt jedoch der Bezirk des Rheinſchiffahrtsgerichts: 
1) Oberlahnſtein die Bezirke der Amtsgerichte zu Oberlahnſtein und 
Braubach 
2) Bacharach die Friedensgerichtsbezirke Bacharach und Stromberg / 
3) Metternich die Friedensgerichtsbezirke Metternich und Coblenz / 


4) Ehrenbreitſtein und Linz den Bezirk der dortigen Gerichtskommiſſionen 4 


5) Neuwied den übrigen Theil des Kreisgerichtsbezirks Neuwied 

6) Bonn die Friedensgerichtsbezirke Bonn I. und II., 

7) Königswinter das Gebiet von der Grenze des Juſtizſenats zu Ehren⸗ 
breitſtein bis zur Grenze der Bürgermeiſterei Deutz ; 5 

8) Cöln das Gebiet von der Grenze des Schiffahrtsgerichts Bonn bis zur 
21 0 des Friedensgerichtsbezirks Dormagen und die Bürgermeiſterei 

eutz 

9) Düſſeldorf das Gebiet von der Grenze des Friedensgerichtsbezirks Mühl⸗ 
heim bis zur Grenze des Kreisgerichts Duisburg; 

10) Rheinberg die Friedensgerichtsbezirke Rheinberg und Meurs, 

11) Kanten das Gebiet von der Grenze des Friedensgerichts Rheinberg bis 
zur Holländiſchen Grenze; 

12) Emmerich die Bezirke der Gerichtskommiſſionen zu Emmerich und Rees; 

13) Weſel den übrigen Theil des Kreisgerichtsbezirks Weſel , 

14) Duisburg den Bezirk des Kreisgerichts daſelbſt. 


§. 3. 

In den Bezirken des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein und des Appellations⸗ 
erichts zu Hamm werden von dieſen an denjenigen Orten, wo keine Gerichte: 
ommiſſionen beſtehen ($. 2. Nr. 5. 13. 14.), Schiffahrtsgerichte aus einem 

1 Mitgliede des Kreisgerichts und einem Gerichtsſchreiber bleibend er⸗ 
richtet. i 


Sind an den Orten, an welchen Rheinſchiffahrtsgerichte errichtet ſind, 
mehrere Amtsgerichte oder Gerichtskommiſſionen vorhanden, ſo wird eins, be⸗ 
ziehungsweiſe eine derſelben von dem betreffenden Obergerichte zum Rheinſchiffahrts⸗ 
gericht beſtellt. N : 

$. 4. . 

Der Rheinſchiffahrtsrichter wird in Verhinderungsfällen von demjenigen 
Richter vertreten, der ihn ſonſt als Civilrichter zu vertreten hat. Iſt eine Ver⸗ 
tretung nicht durch allgemeine Beſtimmungen angeordnet, ſo iſt der Vertreter 
des Rheinſchiffahrtsrichters von dem betreffenden Obergerichte bleibend zu beſtellen. 
5 i 5 §. 53% 


Der dritte Senat des Rheinischen Appellationsgerichtshofes zu Cöln bil⸗ 


5 det, ſofern nicht die Berufung bei der Centralkommiſſion (Artikel 37. 43. der 


revidirten Rheinſchiffahrtsakte) angebracht wird, die Berufungsinſtanz für alle 
zur Zuſtändigkeit der Rheinſchiffahrtsgerichte gehörige Sachen. Jedoch kann der 
Juflizminiſter im Falle des Bedürfniſſes und auf Antrag des Erſten Präſidenten 
einzelne Gattungen von Sachen einem anderen Senate des genannten Appellations⸗ 
gerichtshofes für immer oder zeitweiſe überweiſen. 


F. 6. a 
Die Verrichtungen eines Polizeianwalts bei dem Rheinſchiffahrtsgerichte 

werden von dem bei dem Polizeigerichte am Sitze des Schiffahrtsgerichts 
fungirenden Polizeianwalt wahrgenommen. In ſeinen Verfügungen in Rhein⸗ 
ſchiffahrtsſachen it dieſe beſondere Stellung anzugeben. f 

Se 
Die Boten- und Exekutionsgeſchäfte werden in Rheinſchiffahrtsſachen durch 
die Gerichtsvollzieher und Gerichtsdiener wahrgenommen, welchen dieſe Geſchäfte 
in anderen gerichtlichen Angelegenheiten obliegen. 


$. 8. 
Beſondere Anwalte werden bei den Rheinſchiffahrtsgerichten nicht angeſtellt. 
Die Parteien können ſich bei denſelben durch Bevollmächtigte vertreten 
laſſen, die nicht Advokaten oder Anwalte zu fein brauchen. 


§. 9. f 
5 Die Rheinſchiffahrtsgerichte führen ein Siegel mit dem Königlichen Adler 
und der Umſchrift: „Königlich Preußiſches Rheinſchiffahrtsgericht zu U, 


der Appellationsgerichtshof in Rheinſchiffahrtsſachen daſſelbe Siegel mit der Um⸗ 
ſchrift: „Königlich Preußiſches Appellationsgericht in Rheinſchiffahrts⸗Ange⸗ 
legenheiten /. 

. i 

Die Zuſtändigkeit der Rheinſchiffahrtsgerichte wird durch die revidirte 
Rheinſchiffahrtsakte (Artikel 32. 34. 35. 37.) und durch das gegenwärtige 
Geſetz beſtimmt , insbeſondere erkennen dieſelben auch über diejenigen Civil⸗ 
anſprüche, welche aus den im Artikel 34. J. jener Akte erwähnten Zuwiderhand⸗ 
lungen entſpringen. . . 5 

Die Zuſtändigkeit iſt in Beziehung auf die Höhe des Streitgegenſtandes 
unbeſchränkt. 

§. II. 

Die Rheinſchiffahrtsgerichte haben ſowohl in Strafſachen, als in Civil, 
ſachen auch gegen diejenigen zu erkennen, welche nach dieſem Geſetze oder den all⸗ 
gemeinen Gefegen für die Handlungen und Unterlaſſungen Anderer civilrechtlich 
verantwortlich ſind. = ß 
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In den zur Zuſtändigkeit der Rheinſchiffahrtsgerichte gehörenden Sachen 
haftet der Schiffsherr perſönlich für den Schaden, welchen eine Perſon der Schiffs⸗ 


beſatzung einem Dritten durch ihr Verſchulden in Ausführung ihrer Dienſtver⸗ 


richtungen zugefügt hat, ſowie auch für Geldbuße und Koſten. 
N 


Hat die ſtrafbare Handlung oder die einen Civilanſpruch begründende 


Thatſache auf dem Strome innerhalb des beiderſeits Preußiſchen Stromgebiets 
ſtattgefunden, ſo iſt dasjenige Rheinſchiffahrtsgericht des einen oder anderen Rhein⸗ 
ufers zuſtändig, bei welchem zuerſt die Anzeige oder Klage angebracht wird. 


$. 14. 

Die zur Ermittelung und Feſtſtellung von ſtrafbaren Handlungen geſetzlich 
berufenen Beamten ſind verpflichtet, über die zu ihrer Kenntniß gelangenden Ueber⸗ 
tretungen der Rheinſchiffahrtsordnung ein Protokoll aufzunehmen; in demſelben 
ſind die Umſtände des Vorfalls genau anzugeben. 

Wird der Schuldige auf der That betroffen, ſo muß das Protokoll in 
ſeiner Gegenwart aufgenommen und ihm zur Unterſchrift vorgelegt werden; ver⸗ 
weigert er die Unterſchrift, ſo iſt hiervon im Protokoll Erwähnung zu thun. 


$. 15. : 

Der auf einer ſtrafbaren That Betroffene ift dem Rheinſchiffahrtsgerichte 
vorzuführen. Daſſelbe geſchieht auf Verlangen des Beſchädigten auch dann, wenn 
die That nur zu Schadenserſatz verpflichtet. 8 5 

Will der Vorgeführte die Reiſe vor erfolgter Entſcheidung fortſetzen, ſo 
kann derſelbe auf den Antrag des Polizeianwalts, beziehungsweiſe des Beſchä⸗ 
digten, von dem Rheinſchiffahrtsgerichte zur Stellung einer Kaution für Strafe 
und beziehungsweiſe Schadenserſatz angehalten werden. 

$. 16. : 

Hat der Thäter keinen bekannten Wohnſitz in einem der Rheinuferſtaaten 
ſo iſt derſelbe anzuhalten, einen Wohnſitz am Sitze des Gerichts zu wählen. An 
dieſem Wohnſitze oder in Ermangelung der Wahl zu Händen des Gerichtsſchreibers 
können alle Vorladungen und Zuſtellungen gültig erfolgen. 

i N a 

Die Aufnahme des Protokolls muß, ſofern nicht die Vorſchrift des $. 14. 
Abſatz 2. Anwendung findet, binnen drei Tagen nach Entdeckung der Uebertretung 
geſchehen. Daſſelbe iſt dem Polizeianwalt bei dem betreffenden Rheinſchiffahrts⸗ 
gerichte mit den übrigen Beweismitteln zuzuſtellen. 

i $. 18. 
Das vorſchriftsmäßig aufgenommene Protokoll hat in Betreff der That⸗ 


ſachen, welche der Beamte darin aus eigener Wahrnehmung bekundet, bis zm 


Beweiſe des Gegentheils vollen Glauben. 


Sr 


9. 49 


81 — 8 


$. 19. 
Anzeigen ſtrafbarer Handlungen, über die keine amtlichen Protokolle auf- 
genommen ſind, werden gleichfalls beim Polizeianwalt des Rheinſchiffahrtsgerichts 
angebracht, und von demſelben nöthigenfalls ergänzt. 


H. 20. 


Die Protokolle und Verhandlungen ſind, falls der Beſchuldigte zugegen 
iſt, ſofort, ſonſt binnen drei Tagen dem Schiffahrtsgerichte zu übergeben. 


§. 215 f 
Die zur Zuſtändigkeit der Rheinſchiffahrtsgerichte gehörigen Uebertretungen 
und Civilanſprüche verjähren in Einem Jahre. 


$. 22. 

Die Klage auf Beſtrafung wird von dem Polizeianwalt, die Klage auf 
Zahlung von Gebühren und Entſchädigungen von den dazu Berechtigten ange⸗ 
ſtellt und weiter verfolgt. Die aus einer ſtrafbaren Handlung entſpringenden 
Klagen (Straf- und Civilklage) können zu gleicher Zeit in demſelben Ver⸗ 
fahren oder auch getrennt betrieben werden. In Civilſachen fungirt der Polizei⸗ 
anwalt nicht. 

F. 23. | 

Sind die Parteien anweſend und iſt die Sache hinreichend aufgeklärt, jo 

wird ohne Verzug verhandelt und erkannt. In allen anderen Fällen beſtimmt 
der Richter einen Termin zur Verhandlung der Sache und verfügt die Vor⸗ 
ladung der Parteien und der Zeugen und Sachverſtändigen. Der Beſchuldigte, 
beziehungsweiſe Verklagte wird unter der Verwarnung vorgeladen, daß er im 
Falle des Nichterſcheinens als der ihm zur Laſt gelegten That geſtändig werde 
betrachtet und demnächſt nach den Geſetzen gegen ihn werde erkannt werden. 

Eine Abſchrift des Anzeigeprotokolls oder der Klage iſt ihm mit der Vor⸗ 
ladung mitzutheilen. f 

8 $. 24. 

- Swifchen dem Tage der Zuftellung der Vorladung und dem Tage der 
Verhandlung vor Gericht muß dem Beſchuldigten oder Beklagten, wenn er in 
dem Bezirke des erkennenden Rheinſchiffahrtsgerichts wohnt, oder in demſelben 
einen Wohnſitz gewählt hat, beziehungsweiſe zu wählen hatte ($. 16.), eine zehn⸗ 
tägige, wenn er in dem Bezirke eines anderen Preußiſchen Rheinſchiffahrtsgerichts 
wohnt, eine fünfzehntägige, wenn er in einem anderen Theile der Preußiſchen 
Monarchie oder in einem anderen Rheinuferſtaate wohnt, eine einmonatliche, 
und wenn er in einem ſonſtigen auswärtigen Staate wohnt, eine zweimonatliche 
Friſt freibleiben. 


$. 25. 


Die Vorſchriften der Artikel 10—14. des Geſetzes vom 11. Mai 1855. 
(Geſetz⸗Samml. S. 550.) finden bei ſämmtlichen „55 
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Monarchie in dem Falle Anwendung, daß der Beſchuldigte innerhalb des Ge⸗ 
bietes der Rheinuferſtaaten keinen bekannten Wohnſitz hat. Außerhalb des 
Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Cöln werden die nach dieſem Geſetze 
den Gerichtsvollziehern und dem Oberprokurator obliegenden Funktionen durch 
die Gerichtsboten und den Staatsanwalt wahrgenommen. 


265 
Die im F. 24. beſtimmten Friſten können auf den übereinſtimmenden An 
trag der Betheiligten vom Gerichte abgekürzt werden. 
5 §. 27 


Erſcheint auf gehörige Vorladung der Beſchuldigte oder Verklagte nicht, 
ſo wird gegen ihn auf den Antrag des Gegners der Verwarnung gemäß ($. 23.) 
auf Verſäumniß erkannt. ö 


$. 28. 


Das Verſäumniß⸗Erkenntniß wird dem Verurtheilten in gleicher Art wie 
die Vorladung zugeftellt; es ſteht ihm gegen daſſelbe innerhalb der für die Vor⸗ 
ladung beſtimmten Friſten der Einſpruch (Oppoſition, Reſtitution) zu. 


Nah 

Der Einſpruch muß auf der Gerichtsſchreiberei des Rheinſchiffahrtsgerichts 
ſchriftlich oder zu Protokoll eingelegt werden. Der Termin zur Verhandlung 
der Sache iſt der Partei, welche den Einſpruch erhoben hat, oder deren Bevoll⸗ 
mächtigten entweder ſofort mündlich zu Protokoll zu eröffnen, oder durch eine 
ſchriftliche Benachrichtigung bekannt zu machen. Wohnt der Einſprechende nicht 
am Sitze des Gerichts, ſo hat er in dem Geſuche einen daſelbſt wohnenden Be⸗ 
vollmächtigten zu benennen. 

$. 30. 

Wird der Einſpruch nicht innerhalb der beſtimmten Friſt angebracht, oder 
die Ernennung eines Bevollmächtigten in den Fällen, wo dieſelbe erforderlich iſt, 
verſäumt, fo geht mit Ablauf der beſtimmten Friſt das Verſäumnißurtheil in 
Rechtskraft über und wird von dem Gerichte für vollſtreckbar erklärt. Dieſe 
geſetzliche Folge iſt in dem Verſäumnißurtheil im Voraus anzukündigen. 


$. 31. 


Zu dem anberaumten Termine wird die Gegenpartei vorgeladen. Für 

die Beſtimmung des Termins iſt der $. 24. nicht maaßgebend, jedoch muß der 
Gegenpartei eine angemeſſene Friſt zum Erſcheinen belaſſen werden. 
$. 32. ö 

Erſcheint die einſprechende Partei in der anberaumten Sitzung nicht, ſo 

wird der Einſpruch als nicht angebracht angeſehen und das Verſäumnißurtheil 

auf den Antrag der Gegenpartei für rechtskräftig und vollſtreckbar erklärt, er⸗ 

ſcheint dieſelbe, ſo wird das Verſäumnißurtheil als nicht ergangen betrachtet und 

in der Sache weiter verhandelt. 3 

9. 8% 


33 
85 Sind die Parteien erſchienen, ſo werden die Kläger (Polizeianwalt und 
Civilpartei) mit ihren Anträgen und die Verklagten mit ihrer Vertheidigung 

mündlich gehört. Die Anträge der Parteien und das Ergebniß der mündlichen 
Verhandlung werden zu Protokoll genommen. i . 


$. 34. 

Nach Vernehmung der Parteien wird mit Aufnahme der Beweiſe verfahren, 
und wenn die Sache zum Artheile reif iſt, daſſelbe ſofort erlaſſen, ſonſt aber das 
Weitere zur Fortſetzung der Sache angeordnet und den Parteien zu Protokoll 
bekannt gemacht. Einer beſonderen Vorladung derſelben zu den fo bekannt ge⸗ 
machten Terminen bedarf es nicht. 

§. 35. N 

Aus erheblichen Gründen kann die Verkündigung des Urtheils zu einer 
nicht über acht Tage entfernten, den Parteien vor ihrer Entlaſſung vom Ge⸗ 
richte mündlich bekannt gemachten Sitzung vertagt werden. 


$. 36. e 


Die Ausfertigungen der Urtheile ſind den Parteien binnen drei Tagen 
nach deren Verkündigung zuzuftellen. 


$. 37. 

Die Berufung iſt zuläſſig: 

1) gegen Endurtheile/ 

2) gegen Entſcheidungen über nachſtehende Einreden, wenn dieſelben vor der 


Einlaſſung zur Sache vorgebracht ſind und darauf angetragen iſt, daß 
über dieſelben zunächſt verhandelt und erkannt werde: 


a) der Unzuläſſigkeit eines gerichtlichen Verfahrens über den Gegen⸗ 
ſtand der Klage, | 
b) der Unzuſtändigkeit des Gerichts, 
e) der Rechtshängigkeit, f i 
d) der dem Kläger mangelnden Fähigkeit, vor Gericht aufzutreten , 
3) in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln gegen Urtheile, 
welche die Ableiſtung eines Eides anordnen / in den übrigen Rechtsgebieten, 
wenn dieſe Urtheile die Entſcheidung bedingt enthalten. 
Gegen ſonſtige Vorbeſcheide und Beweisreſolute iſt die Berufung nur in 
Verbindung mit der Berufung gegen das Endurtheil zuläſſig. Auch in den 


Fällen unter Nr. 2. und in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
auch unter Nr. 3. kann die Berufung in Verbindung mit derjenigen gegen das 


Endurtheil eingelegt werden. 
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Der Appellat hat in Civilfachen auch nach Ablauf der Berufungsfriſt das 
Recht, in ſeiner Gegenausführung oder vorher durch eine dem Gegner zuzu⸗ 
ſtellende Eingabe unter ſummariſcher Angabe der Gründe Berufung einzulegen 
und durch dieſelbe das Urtheil unbeſchränkt anzugreifen. 


9. 39. 
Die Berufung kann nicht nur gegen auf Widerſpruch erlaſſene, ſondern 


auch gegen Verſäumniß⸗Urtheile eingelegt werden; in letzterem Falle tritt fie an 
die Stelle des Einſpruchs. i 


$. 40. f 
Die Berufung ſteht dem Verurtheilten, dem Polizeianwalt und dem Civil⸗ 
kläger zu, wenn der Gegenſtand der an das Gericht geſtellten Anträge, unter 
Hinzurechnung der Nebenforderungen, jedoch mit Ausſchluß der Koſten mehr als 
50 Franken (13 Rthlr. 10 Sgr.) beträgt, oder bei einem geringeren Gegenſtande, 
wenn der Fall des $. 37. Nr. 2. a — e. vorliegt. 


F. 41. 

Die Berufung muß binnen zehn Tagen, von der Zuſtellung des Urtheils 
an gerechnet, unter ſummariſcher Angabe der Beſchwerden auf der Gerichts⸗ 
ſchreiberei des Rheinſchiffahrtsgerichts zu Protokoll angemeldet werden. Dem 
auf Verſäumniß Verurtheilten ſteht jedoch zur Anmeldung der Berufung, wenn 
er dieſe mit Uebergehung des Einſpruchs ergreift, die für letzteren vorgeſchriebene \ 
Friſt zu. Abschrift des Anmeldungsaktes iſt binnen drei Tagen dem Gegner 
zuzuſtellen. 

$. 42. 

Wird in einer Sache, in welcher wegen Geringfügigkeit des Gegenſtandes 
die Berufung unzuläſſig iſt, eine ſolche angemeldet, ſo iſt zwar hierüber ein 
Protokoll aufzunehmen, das Gericht aber verpflichtet, ſein Urtheil ſofort für 
vollſtreckbar zu erklären. 


. 43. 


Soll die Berufung bei der Centralkommiſſion angebracht werden, ſo iſt 
ſolches bei der nach §. 41. zu bewirkenden Anmeldung ausdrücklich zu erklären , 
in Ermangelung dieſer Erklärung gehört die Entſcheidung vor das Appellations⸗ 
gericht. Im Uebrigen kommt der Art. 37. der revidirten Rheinſchiffahrtsakte 
zur Anwendung. 

§. 44 


Die Berufung an das Appellations ericht hemmt außer dem Fall des 
H. 42. die Vollſtreckung des Urtheils erſter Fuſtemz 5 1 ö 


e $. 45. 
Binnen vier Wochen nach Anmeldung der Berufung hat der Appellant die 
8 Aus⸗ 


Ausführung der Beſchwerden auf der Gerichtsſchreiberei des Rheinſchiffahrts⸗ 
gerichts ſchriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu geben; das Gericht theilt 
dieſelbe dem Appellaten unverzüglich mit, um binnen vier Wochen nach geſche⸗ 
hener Zuſtellung ſeine Gegenausführungen einzureichen. Hat der Appellat ſich 
der Berufung angeſchloſſen ($. 38.), fo ſteht dem Appellanten eine Friſt von 
vierzehn Tagen, angerechnet von der Zuſtellung des die Anſchließung enthaltenden 
Schriftſatzes, für die Beantwortung der letzteren zu. 

Die Verſäumung der in dieſem Paragraphen erwähnten Friſten hat zur 
Folge, daß die ſäumige Partei mit der vorzunehmenden Prozeßhandlung ausge⸗ 
ſchloſſen wird. 10 

8 


Nach erfolgtem Schriftwechſel oder nach fruchtloſem Ablauf der in g. 45. 
beſtimmten Friſten werden die Akten an den Appellationsgerichtshof zu Cöln 
eingefandt. Die Sache wird vom Sekretariat koſtenfrei zur Rolle gebracht; ſie 
wird dem dritten Senat oder dem nach $. 5. dieſes Geſetzes anderweit beſtimmten 
Senate überwiefen ; bei ihrem Aufruf ift eine nahe Sitzung zur Verhandlung 
anzuberaumen. 8. 47 


Die zur Verhandlung, oder, wenn ein Vorbeſcheid erlaſſen iſt, zur Fort⸗ 
ſetzung der Beben beſtimmte Sitzung iſt auf Betreiben der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft den Parteien in ihrem wirklichen oder gewählten Wohnſitz durch das Schiff⸗ 
fahrtsgericht wenigſtens acht Tage vorher bekannt zu machen. 

§. 48. 5 

In dieſer Sitzung erſtattet ein von dem Präſidenten beſtimmter Richter 
über die Sache Bericht. 

Hierauf kann in mündlichen Vorträgen die weitere Ausführung der Be⸗ 
ſchwerden und deren Widerlegung (J. 45.), in Civilſachen durch Advokatanwalte 
des Appellationsgerichtshofes, in Skrafſachen durch den Beſchuldigten oder einen 
Advokaten als Vertheidiger deſſelben erfolgen. | 


FS. 49. ö 
Die Staatsanwaltſchaft, welcher die Akten mindeſtens drei Tage vor der 
Sitzung durch den Sekretair mitgetheilt werden müſſen, hat in den durch den 
Artikel 83. der Rheiniſchen bürgerlichen Prozeßordnung bezeichneten Fällen und 
in allen Strafſachen Anträge zu nehmen. 


$. 50. 


Das Urtheil, oder, wenn noch eine nähere Ermittelung nothwendig erſcheint, 
der Vorbeſcheid wird in öffentlicher Sitzung verkündet. i 

Die Erledigung des Vorbeſcheides wird durch das Rheinſchiffahrtsgericht 
bewirkt. An daſſelbe werden zu dem Ende die Akten zurückgeſandt. 


$. 51. 


Das Endurtheil wird von dem Rheinſchiffahrtsgerichte welchem daſſelbe mit 
Jahrgang 1870. (Nr. 7618.) 25 der 


der erforderlichen Anzahl von Ausfertigungen zu überſenden iſt, den Parteien 
zugeſtellt. Dieſe Zuſtellung ſteht der Verkündigung gleich. 
§. 52. 


Für die Abfaſſung der Urtheile in erſter wie in zweiter Inſtanz iſt die 
Vorſchrift des Artikels 36. Abſatz 2. der revidirten Rheinſchiffahrtsakte maßgebend. 


H. 53. 


Gegen die Entſcheidung des Appellationsgerichts findet ein ferneres Rechts⸗ 1 


mittel, namentlich das der Kaſſation, nicht ſtatt. 


§. 54. 

In allen Fällen, wo eine Kaution zu beſtellen iſt, entſcheidet das Schiff- 
fahrtsgericht, ohne daß eine weitere Berufung ſtattfindet, ſowohl über die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung der Kaution, als über deren Höhe und Annehmbarkeit, 
welche letztere nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 5 ermeſſen iſt. 
Oeffentliche Behörden ſind von der Verbindlichkeit der Kautionsleiſtung befreit. 


= §. 55. i 

In Civilſachen trägt der unterliegende Theil die Koſten. Außer den in 
zweiter Inſtanz durch Verwendung der Advokatanwalte entſtehenden Koſten kann 
eine Partei auch für die Verhandlungen vor dem Richter erſter Inſtanz, wenn 
dieſelbe außerhalb des Bezirks wohnt, als Entſchädigung für Reiſen oder Ver⸗ 
tretung, bei Anträgen, deren Gegenſtand weniger als 500 Rthlr. beträgt, für 
den einzelnen Termin nach richterlichem Ermeſſen 1 bis 3 Rthlr., bei höheren 
Beträgen 2 bis 6 Rthlr. in Anrechnung bringen. Die gleichen Gebühren kommen 
in Anrechnung bei den Schriftſätzen in dem Berufungsverfahren. 

Im Uebrigen iſt in Betreff der Gebühren und Koſten des richterlichen Ver⸗ 
fahrens der Artikel 39. der revidirten Rheinſchiffahrtsakte maaßgebend. Die zu 
zahlenden Koſten ſind von der Partei, in deren Intereſſe oder auf deren Antrag 
ſie verwendet werden, nach Beſtimmung des Rheinſchiffahrtsrichters vorſchußweiſe 
zu erlegen. ; 

ee $. 56. 

Sämmtliche Geldſtrafen werden für den Unvermögensfall nach Maaßgabe 
der für Uebertretungen in den allgemeinen Geſetzen enthaltenen Beſtimmungen 
gleichzeitig im Urtheile in eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe verwandelt. 


8 a 

0 Die Vollſtreckung der Urtheile erfolgt nach den in den betreffenden Landes⸗ 
theilen geltenden allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. Wenn hiernach die Voll⸗ 
ſtreckung nicht unmittelbar von dem Rheinſchiffahrtsgerichte zu bewirken iſt, ſo 
wird von letzterem das Urtheil mit einem Zeugniß über die Vollſtreckbarkeit aus⸗ 
Eichen den in Strafſachen dem Polizeianwalt von Amtswegen, in anderen 
achen den Parteien auf deren Anſuchen zum Zweck der Vollſtreckung en 
$. 58. 


55 5 9. 58. 

Erkenntniſſe und Beſchlüſſe der Rheinſchiffahrtsgerichte anderer Rheinufer⸗ 
Staaten ſind in Gemäßheit des Artikels 40. der revidirten Rheinſchiffahrtsakte 
auf Antrag eines Betheiligten von dem Appellationsgerichte koſtenfrei für voll⸗ 
ſtreckbar zu erklären. 
§. 59. 


Alle entgegenſtehenden Geſetze und Verordnungen, insbeſondere die Ver⸗ 
ordnungen vom 30. Juni 1834. (Geſetz-Samml. S. 136.) und das Geſetz vom 
24. April 1854. (Geſetz⸗Samml. S. 203.) werden aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 9. März 1870. 


Gd. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


(Nr. 7619.) Geſetz, betreffend die Ausführung der revidirten Rheinſchiffahrtsakte vom 17. Ok⸗ 
tober 1868. Vom 17. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
zur Ausführung der revidirten Rheinſchiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868. 
(Geſetz⸗Samml. für 1869. Nr. 46. S. 798. ff.), was folgt: 
8 
Ein den Vorſchriften des Artikels 15. der revidirten Rheinſchiffahrtsakte 

vom 17. Oktober 1868. entſprechendes Schifferpatent iſt zur ſelbſtſtändigen Füh⸗ 
rung eines Segel⸗ oder Dampfſchiffes von 300 Zentnern Tragfähigkeit und 
darüber auch für die innerhalb der Grenzen Unſerer Staaten liegende Strecke 
des Rheinſtromes und die Preußiſchen Strecken der Nebenſtröme des Rheins 
erforderlich. 

| Die Beſtimmungen der Artikel 16. 17. 19, und 20. Abſatz 2. der revi⸗ 
dirten Rheinſchiffahrtsakte und des dazu gehörigen Schlußprotokolls über die 
Rheinſchifferpatente finden auch auf die Patente für die Binnenſchiffahrt An⸗ 
wendung. 88 f 

(Sr. 76187619. 25 Des 


- 18 
Dies Patentes für die Binnenſchiffahrt bedürfen diejenigen nicht: 
a) welche für eigene Rechnung beladene Schiffe ſelbſt führen, 


b) welche Leichterfahrzeuge führen, die einem Hauptſchiff als Zubehör folgen 
und zu ſtreckenweiſen Ueberladungen an ſeichten Stellen gebraucht werden. 


88 2 | 
Die Ausfertigung der Schifferpatente, ſowie der in den Artikeln 18. bis 
21. der revidirten Rheinſchiffahrtsakte erwähnten Beſcheinigungen über die Aus⸗ 
übung der Rheinſchiffahrt ſteht der Regierung des Bezirkes zu, in welchem der 
Bewerber ſeinen Wohnſitz hat. - 


§. 3. 

Ueber die Zurücknahme, ſowie über die gänzliche oder zeitweiſe Entziehung 
des Schifferpatentes und der im Artikel 18. der revidirten Rheinſchiffahrtsakte 
erwähnten Beſcheinigung in den durch die Artikel 19. und 20. daſelbſt vorgeſe⸗ 
henen Fällen entſcheidet die Regierung, von welcher das Patent oder die Be⸗ 
ſcheinigung ausgeſtellt iſt. 


§. 4. 
Das Geſetz, betreffend den Betrieb der Dampfkeſſel, vom 7. Mai 1856. 
(GeſetzSamml. S. 295.) findet fortan auch auf die Beſitzer und auf die Wärter 


von Dampfkeſſeln in Dampfſchiffen, welche den Rhein und die Moſel befahren, 
Anwendung. 


§. 5. 
Ueber die Einrichtung und Aufhebung von Lootſenſtationen und Lootſen⸗ 
bezirken, über die Bildung von Lootſen-Prüfungskommiſſionen, über die Aus⸗ 
führung der Prüfungen und über die Ausübung des Lootſendienſtes werden 


die erforderlichen Vorſchriften durch Unſeren Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten erlaſſen. 


F. 6. 

„Innerhalb eines Lootſenbezirks darf Niemand das Gewerbe als Lootſe 
betreiben, welcher nicht als ſolcher geprüft und mit einer Konzeffion für den 
Bezirk verſehen iſt. 

ana 
Die Regierung, in deren Bezirke der Stationsort liegt, fertigt die Kon⸗ 


fehlen aus und ſtellt den Tarif für die zu erhebenden Lootſengebühren feſt. Der 
etztere iſt durch das Amtsblatt bekannt zu machen. | 


$. 8. 
Die Lootſenkonzeſſion kann von der Regierung des Stationsortes zurück⸗ 
genommen werden, wenn die Unrichtigkeit der Nachweiſe, auf deren Grund ſie 
ertheilt worden iſt, dargethan wird, oder wenn aus Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen des Inhabers der Mangel derjenigen Eigenſchaften, welche bei der Er⸗ 
a thei⸗ 


i | mw. | 
teilung vorausgeſetzt worden find, klar erhellt. Inwiefern durch die Handlungen 


oder Unterlaffungen eine Strafe verwirkt ift, bleibt der richterlichen Entſcheidung 
vorbehalten. 8 0 


Für das Verfahren in den Fällen der $$. 3. und 8. gelten die Beſtim⸗ 
mungen der Gewerbe⸗Ordnung für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869. 
(Bundesgeſetzbl. S. 245.) über Zurücknahme von Approbationen, Genehmigungen 
oder Beſtallungen Gewerbetreibender. 


$. 10. 

Zur Unterfuchung der Schiffe (Art. 22. und 23. der revidirten Rhein» 
ſchiffahrtsakte) ſind unter der Benennung „Schiffs⸗Unterſuchungskommiſſionen “ 
beſondere Behörden beſtimmt, welche aus dem Bürgermeiſter des Ortes als Vor⸗ 
ſteher und aus vereideten Sachverſtändigen beſtehen. 


H. 11. 

Ueber die Einrichtung der Schiffs⸗Unterſuchungskommiſſionen, über das 
bei Unterſuchung der Schiffe zu beobachtende Verfahren und über die für die 
Unterſuchung zu erhebenden Gebühren wird ein von Unſerem Miniſter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu erlaſſendes Regulativ Beſtim⸗ 
mung treffen. 

F. 12. 

Die Koſten für die erſte Unterſuchung, ſowie für die Wiederholung der⸗ 
ſelben nach einer weſentlichen Veränderung oder Reparatur des . fallen 
dem Eigenthümer, wenn aber die Unterſuchung auf Antrag des Befrachters 
wiederholt wird, dem letzteren zur Laſt. 


5 | 

Mit einer Geldbuße von zwei Thalern und zwanzig Silbergroſchen bis 
zu achtzig Thalern, im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßigem Gefängniß 
wird beſtraft: 

1) wer die ſelbſtſtändige Führung eines Schiffes übernimmt oder fortſetzt, 
ohne mit dem vorgeſchriebenen Schifferpatente, beziehungsweiſe der er⸗ 
forderlichen Beſcheinigung (Artikel 15. bis 21. der revidirten Rhein⸗ 
ſchiffahrtsakte, §§. 1. und 2. dieſes Geſetzes) verſehen zu fein; 

2) wer ein Rheinſchiff führt, in welchem der Name des Schiffes und die 
höchſte zuläſſige Einſenkungstiefe deſſelben nicht bezeichnet ſind oder an 

deſſen Bord das im Artikel 22. der repidirten Rheinſchiffahrtsakte be⸗ 
zeichnete Schiffsatteſt während der Fahrt ſich nicht befindet, oder wer ſich 
weigert, dieſes Atteſt der zuſtändigen Hafen⸗ oder Polizeibehörde auf Er⸗ 

l fordern vorzuzeigen 
3) wer ein Dampfſchiff in Fahrt ſetzt, in welchem das vorgeſchriebene Zeug⸗ 
a niß über die Unterſuchung des Dampfkeſſels ſich nicht befindet; 
(Nr. 7619) 4) wer 


en 


4) wer den ſelbſtſtändigen Betrieb des Gewerbes als Lootſe ohne die vor 
ſchriftsmäßige Konzeſſion unternimmt oder fortſetzt, oder von den in der 
Konzeſſion feſtgeſetzten Bedingungen abweicht; 8 
5) wer es unterläßt, nach einer weſentlichen Veränderung oder Reparatur 
des Schiffes die Unterſuchung deſſelben, bevor es in Fahrt geſtellt wird, 

wiederholen zu laſſen ; 


6) wer ſich i Ante die von der zuſtändigen Behörde geforderte Wieder⸗ 
holung der Unterſuchung ausführen zu laſſen. 


Die Unterſuchung und Entſcheidung dieſer Uebertretungen erfolgt, wenn 
dieſelben bei der Schiffahrt auf dem Rheine vorfallen, durch die Rheinſchiffahrts⸗ 
gerichte, wenn dieſelben bei der Schiffahrt auf den Nebenflüſſen des Rheins vor⸗ 
fallen, durch diejenigen Gerichte, welche nach den allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zur Aburtheilung von Uebertretungen berufen ſind. 


$. 14. 


Das vorſtehende Geſetz tritt mit dem 1. April 1870. in Wirkſamkeit. 
Alle entgegenſtehenden Beſtimmungen werden aufgehoben; insbeſondere treten 
außer Kraft: 


1) die Verordnung vom 30. Juni 1834. wegen Anwendung der Rhein⸗ 
ſchiffahrtsordnung sc, auf die Binnenſchiffahrt am Rhein (Geſetz-Samml. 
1834. S. 145.) ER : 


2) das Regulativ wegen Ausübung der Rheinſchiffahrt von dieſſeitigen Unter⸗ 
thanen und wegen des Lootſendienſtes auf dem Rhein vom 5. Auguſt 
1834. (Geſetz⸗Samml. 1834. S. 149.) 


3) das Reglement über den Lootſendienſt auf dem Rhein innerhalb der 
Grenzen des Preußiſchen Gebiets vom 24. Juni 1844. (Geſetz⸗Samml. 
1844. S. 254.) 


4) die Verordnung zur Beförderung der Sicherheit der Dampfſchiffahrt auf 
dem Rhein und auf der Moſel vom 24. Mai 1844. (Geſetz⸗Samml. 
1844. S. 2670, | | 

5) die Kabinetsorder vom 15. September 1845., betreffend die von den 
Führern und erſten Maſchinenwärtern der Dampfſchiffe auf dem Rhein 
S. 25 der Moſel zu beſtellenden Kautionen (Geſetz-Samml. 1845. 

. . I 


6) die Verordnung vom 4. September 1854., betreffend die Abänderung 
der zu 4. bezeichneten Verordnung vom 24. Mai 1844. (Geſetz⸗Samml. 
1855. S. 193.) | | 


7) der Erlaß vom 14. März 1853., betreffend die e der Aus⸗ 
übung der Rheinſchiffahrt (Geſetz-Samml. 1853. S. 156.) 


F. 18, 


ee 


S.19: 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird Unſer Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 17. März 1870. 


G. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 7620.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Februar 1870., betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte und des Rechts zur Chauſſeegeld-Erhebung an den 
Grafen zu Stolberg. Wernigerode und feine Beſitznachfolger in Bezug auf 
die von ihm in der Grafſchaft Wernigerode, im Regierungsbezirk Mag⸗ 
deburg, ausgebauten Chauſſeen von Veckenſtedt einerſeits und von Schmatz⸗ 
feld andererſeits über Waſſerleben nach dem jenſeits des letzteren Orts 
belegenen Bahnhöfe der Halberſtadt-Vienenburger Eifenbahn. 


Al Ihren Bericht vom 15. Februar d. J. will Ich dem Grafen zu Stolberg⸗ 
Wernigerode, für ſich und ſeine Beſitznachfolger, in Bezug auf die von ihm in 
der Grafſchaft Wernigerode, im Regierungsbezirk Magdeburg, ausgebauten Chauſ⸗ 
ſeen von Veckenſtedt einerſeits und von Schmatzfeld andererſeits über Waſſer⸗ 
leben nach dem jenſeits des letzteren Orts belegenen Bahnhofe der Halberſtadt⸗ 
Vienenburger Eiſenbahn, das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, ferner, gegen Uebernahme der chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straßen, das Recht zur Erhebung von Chauſſeegeld auf jeder der beiden Straßen⸗ 
ſtrecken nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die a betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt wer⸗ 
den, hierdurch verleihen. Zugleich beſtimme Ich, daß die dem Chaufjeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen zur Anwendung kommen ſollen. 

(Nr. 7619-7620.) Der 


er ». „ Sbenplit  Samphaufen: 


An den Minifter für e Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminister. 


Macht im . eau 5 Etats, Riniferiume. 


Berlin; gedrudt in der Ko glichen Geheimen Seenot 
G. v. Oecke N 


